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Die inneren Factoren der Geſetzgebung '). 
Die eigenthümliche Schwierigkeit in Fortbildung der ethiſchen 


Geſtaltungen innerhalb eines Volkes vermittelſt der legislatoriſchen 


Thätigkeit liegt keineswegs in der Dunkelheit oder Verborgenheit, oder 
Unbeſtimmtheit der oberſten ethiſchen Grundſätze, von welchen dabei 
auszugehen iſt, ſondern in dem gleichzeitigen Daſein mehrerer ſolcher 


Grundſätze, welche ſämmtlich bei Herſtellung einer neuen Rechts⸗ 
geſtaltung berückſichtigt werden müſſen und doch in ihrer Concurrenz 


miteinander collidiren. Deßhalb kann ſelbſt das kleinſte und gering- 
fügigſte Geſetz nicht in voller Conſequenz eines dieſer Principien ab⸗ 
gefaßt werden; überall treten noch andere Prmcipien mit ein, welche 
an ſich die gleiche Berechtigung wie jenes haben und die volle und 
ausſchließliche Geltung eines einzigen nicht geſtatten. Alle Schwierig⸗ 
keiten in der Abfaſſung der Geſetze liegen lediglich in dieſer Colliſion 
von an ſich gleichberechtigten Principien. Wäre dies nicht, käme es blos 
auf conſequente Feſthaltung eines Princips in der Politik und Rechts⸗ 
bildung an, ſo wäre nichts leichter, als zu regieren und Geſetze zu geben. 


) M. vergl. J H. Kirchmann. Ueber parlamentariſche Debatten. Ein Vortrag. 
Berlin, Springer. 


Man ſpricht ſo viel von Conſequenz in der Geſetzgebung und doch 
iſt ſie auf keinem Gebiete ſo unmöglich wie hier. Hätten wenigſtens 
die concurrirenden Principien in ſich ſelbſt das Maß ihrer Anwend- 
barkeit, zögen ſie ſich ſelbſt die Grenze, über die hinaus ſie auf ihre 
Geltung verzichteten, ſo wäre auch dann die Aufgabe des Geſetzgebers 
vielleicht noch ſchwierig, aber gliche dann doch der eines Aſtronomen, 
welcher zwar viele eintretende Störungen im normalen Laufe ſeiner 
Planeten mit in Rechnung zu ziehen hat, aber mit Hülfe ſeiner For⸗ 
meln doch zu einem ſichern Reſultate gelangen kann. Allein die Lage 
des Geſetzgebers verliert dieſe Vergleichbarkeit mit der des Aſtronomen, 
weil alle ethiſchen Principien in ſich ſelbſt maßlos ſind und deß⸗ 
halb deren Abgrenzung gegen einander für den einzelnen concreten Fall 
außer ihnen fällt. Auch können für dieſe Abgrenzung nicht neue Regeln 
aufgeſtellt werden; entweder ſind ſolche Hülfsregeln leere Tautologien 
und leere Beziehungsformeln, wie z. B. daß das wichtigere Princip 
oder das höhere, oder das umfaſſendere den Vorzug haben müſſe; oder 
ſind es materielle Regeln, ſo ſtehen andere ihnen gegenüber und die 
Unlösbarkeit der Colliſion überträgt ſich auch auf ſie. Mit ſolchen 
Hülfsmitteln kommt man nicht einen Schritt weiter, denn es fragt ſich 
eben: Welches Princip iſt in dem einzelnen Falle das höhere, und 
zweitens: Wie weit ſoll es das andere verdrängen? denn einiger Be⸗ 
ſchränkung muß jedes Princip, wie eben gezeigt morden, ſich unter⸗ 
werfen. 

Somit erhellt, daß die letzte Entſcheidung oder die beſtimmte 
Abgrenzung der fir das einzelne Geſetz einſchlagenden Principien nicht 
mehr aus dieſen oder ſonſtigen Regeln entnommen werden kann, ſon⸗ 
dern daß hier ein anderer nicht zum Gebiet des Wiſſens gehörender 
Factor eintritt, der dieſe letzte Entſcheidung beſtimmt, und dieſer 
Factor iſt, wie die Erfahrung lehrt nicht ein Wiſſen, nicht ein Begriff, 
nicht eine Regel, ſondern das Gefühl, was ſich in der Bruſt des Ein- 
zelnen mit den verſchiedenen ethiſchen Principien in verſchiedener Stärke 
verbunden hat und je nach dieſer Stärke das Maß der Geltung der 
einzelnen Principien und ihrer gegenſeitigen Abgrenzung für ihn be⸗ 
ſtimmt. Judem aber die verſchiedene Stärke dieſer Gefühle bei dem 
Einzelnen von den mannigfachſten Umſtänden bedingt iſt, indem hier 
Temperament, Erziehung, Staud, geſellſchaſtliche Stellung, Lebens⸗ 
ſchickſale, Reichthum oder Armuth von dem entſcheidendſten Einfluſſe 
| find, erklärt ſich zunächſt, wie trotz der Gleichheit und Beſtimmtheit der 
| ethifchen Principien, von denen die einzelnen Mitglieder eines Parla⸗ 
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ments bei der Geſtaltung eines Rechtsverhältniſſes ausgehen, und trotz verbinden, wechſelt. Dasſelbe gilt für das Princip der Freiheit und der 
der logiſchen Untadelloſigkeit ihrer Schlüſſe, fie dennoch in ihren Ordnung überhaupt, deren Colliſion ſich beinahe in jedem Geſetze und 
Schlußreſultaten ſehr von einander abweichen können, und es zeigt ſich jeder öffentlichen Einrichtung nachweiſen läßt. 
weiter, daß, wenn nicht das Wiſſen, ſondern die Gefühle die letzte ent⸗ Nichts iſt vielleicht mehr geeignet, die dargelegte innere Ent⸗ 
ſcheidende Stimme für dieſe Schlußreſulate haben, es unmöglich iſt, ſtehung der Geſetze und die Bedeutung der perſönlichen Gefühle für 
aus reinen Principien oder rein mittelſt des Wiſſens und Denkens deren letzte Geſtaltung darzulegen, als daß auch bei den politiſchen 
eine conerete Entſcheidung innerhalb des ethiſchen Gebiets zu treffen. Parteien des Landes und bei den parlamentariſchen Fractionen die 
Damit fällt für dieſes Gebiet auch die Forderung an das Parla- gleichen wirkenden Momente beſtehen. Dieſe Parteien unterſcheiden ſich 
ment auf eine rein ſachliche Entſcheidung ſeiner Debatten; vielmehr nicht darin, daß etwa die eine Partei in ihrem Programme und in 
erhellt, daß die Entſcheidung nach der Stimmenmehrheit hier nicht blos ihren Beſchlüſſen Principien aufnähme und befolgte, welche von den 
kein nothwendiges Uebel iſt, ſondern der Natur des hier wahrhaft ent- andern Parteien völlig ausgeſchloſſen würden; nein, in den Principien 
ſcheidenden Factors genau entſpricht. Die Gefühle ſind kein Wiſſen, ſtimmen alle überein, wie die Völker in den Tugenden; jede Partei 
find kein Allgemeines, ſondern untrennbar von der Perſönlichkeit der will die Freiheit und auch die Ordnung, die Sicherung nach außen 
Individuen und von zufälligen Umſtänden bedingt. Wo mithin mehrere 115 die Entwickelung nach innen; jede will reformiren und auch er⸗ 
Perſonen bei der Entſcheidung mitzuwirken haben, da ſtehen ſie als halten u. ſ. w. Der Unterſchied liegt lediglich darin, daß die ver⸗ 
Perſonen ſich alle gleich gegenüber und die Abſtimmung nach Perſonen ſchiedenen Parteien dieſe Principien in eine verſchiedene Rangordnung 
erſcheint damit als gerechtfertigt. Mit anderen Worten: Wenn kein Ge- ſtellen; daß die eine mehr bereit iſt, die Freiheit als die Ordnung, die 
ſetz gemacht werden kann, ohne daß dabei Colliſionen zwiſchen Princi⸗ Reform mehr wie die Erhaltung des Vorhandenen u. ſ. w. oder um⸗ 
pien entſchieden werden müſſen; wenn dieſe Entſcheidung im letzten gekehrt zu unterſtützen. Prüft man dann die Begründung für dieſe ver⸗ 
Grunde nicht wieder aus Regeln oder Principien entnommen werden ſchiedene Rangordnung der betreffenden Prineipien näher, jo zeigt ſich 
kann, ſondern in den perſönlichen Gefühlen liegt, und wenn dieſe Ge- daß fie immer nur auf die Rechtfertigung der bevorzugten Principien 
fühle etwas durchaus Individuelles find, jo erhellt, daß man von ſan ſich hinauslaufen, aber nicht auf die Rechtfertigung des Maßes, in 
einem Parlamente nichts Unmögliches verlangen kann, ſondern daß bei dem ſie den andern, an ſich nicht minder berechtigten Prineipien vor⸗ 
einer Mehrheit von entſcheidenden Perſonen auch nur das Gefühl der | gehen ſollen, während dies doch gerade die Hauptſache wäre. Daraus 
Einzelnen die letzte Entſcheidung abgeben kann und daß demzufolge die erhellt, daß auch hier dieſe Bevorzugung einzelner Principien nur auf 
Entſcheidung der Colliſionen, die Abgrenzung der einſchlagenden Prin⸗ den Gefühlen und Leidenſchaften der die Partei bildenden Perſonen 
cipien, d. h. die letzte beſtimmte Geſtaltung des Geſetzes nur durch beruht. Daher das Pathos mit dem die Bedeutung der bevorzugten 
Stimmenmehrheit erfolgen kaun und muß. Wenn dieſer Einfluß des Principien dargelegt wird. Dieſes Pathos, dieſe redneriſchen Ueber⸗ 
Gefühls nicht immer deutlich hervortritt, ja die eben entwickelten Sätze treibungen gelten zwar den Parteigenoſſen als eine ſachliche Begrün⸗ 
vielen Bedenken begegnen werden, ſo liegt es theils darin, daß bei den dung, allein für den ruhiger Denkenden verrathen ſie vielmehr den 
meiſten Menſchen durch ihr Temperament, ihre Erziehung, ihre Erleb⸗ Mangel einer ſolchen. Als der berühmte Oppoſitionsredner Fox in einer 
niſſe u. ſ. w. bereits ihre Gefühle ſich do feſt und innig mit beſtimmten größern Geſellſchaft in London wegen feiner Beredſamkeit mit den 
ethiſchen Regeln verknüpft haben, daß der Einzelne ſein Gefühl von ſchmeichelhafteſten Anerkennungen überhäuft wurde, antwortete er: Ganz 
der Regel gar nicht mehr zu trennen vermag, und das Uebergewicht, ſchön, but 1 am sure, I have never convinced any one of my 
welches einzelne Regeln für ihn haben, als untrennbare Beitimmungen | adversa Nicht alle Parlamentsredner dringen fo tief, wie hier 


dieſer ſelbſt mmmt und deßhalb meint, rein fachlich ſich zu entſcheiden, Fox, in die Natur dieſer Frage ein. Deshalb gehört zu einem guten 
wo doch in Wahrheit nur feine perſönlichen Gefühle ihn leiten. Oder Parteimann vor allem Leidenſchaft (der Supss des Plato), die dabei 
es liegt auch darin, daß in gewiſſen Fällen das überwiegende Gefühl ganz edler Natur ſein kann. Deshalb paſſen ältere und erfahrenere 
ſich bei ſehr vielen Perſonen in fo gleicher Weiſe mit demſelben Prin- | Männer, welche das Getriebe der Welt ruhiger anſchauen, nicht mehr 
cip verknüpft hat, daß man auch hier die perſönliche Natur des ent⸗ in dieſe Parteien und es war eine übertriebene Forderung des Sokrates 
ſcheidenden Factors verkennt, wie dies z. B. bei einem ausbrechenden daß jeder Bürger Partei im Staate ergreiſen müſſe. Deshalb begegnet 
Kriege gewöhnlich iſt, wo meiſt alle Parteien übereinſtimmend die es unbefangenen, in das Parlament neu eintretenden Mitgliedern, daß 
Sicherung und Selbſtſtändigkeit des Vaterlandes jedem andern Princip I fie einem geſchickten Redner beim Schluß feiner Rede zuftimmen, und 
voranſtellen. daß, wenn ſein Nachmann das Gegentheil gleich geſchickt ausführt, ſie 
Wenn ein Volk mit irgend einer feiner beſtehenden Rechtsgeſtal⸗ wieder dieſem zuſtimmen und zuletzt io ſchwanken, daß ſie ſelbſt ſich 
tungen nicht mehr zufrieden iſt und nach Abhilfe verlangt, ſo iſt dies nicht entſcheiden könen. Dies liegt nicht in einem Mangel des Wiſſens 
immer ein Zeichen, daß entweder die Colliſion der bei ſolcher Einrich- und der Kenntniſſe, ſondern darin, daß ſich bei ihnen das Gefühl noch 
tung eingreifenden Principien nicht dem Gefühle des Volkes entſprechend | nicht mit beſtimmten Principien überwiegend verknüpft hat. Dies Gefühl 
gelöst worden iſt, oder daß die Stärke der Gefühle, der gemäß die | gleicht genau dem Steuer des Schiffs, ohne dem es trotz der beſten 
Abgrenzung der collidirenden Principien zu ſeiner Zeit richtig geſchehen Bauart und der beſten Takelage doch von den Winden hin und 
war, im Laufe der Zeit ſich geändert hat und daß man deßhalb für her getrieben wird. 
das Princip, wofür jetzt das Gefühl ſtärker geworden iſt, mehr Raum Auf dieſer Entſtehung der Geſetze und des Rechtszuſtandes eines 
und für das ſchwächer gewordene weniger Raum verlangt. Ein Beiſpiel Landes beruht auch die Bevorzugung des Gewohnheitsrechts vor dem 
hierfür liefern de Gewerbeverfaſſungen früherer Jahrhunderte und der ſogenannten geſchriebenen Rechte, welche gerade bei den tiefſten Kennern 
Gegenwart. Die Schwierigkeiten aller Gewerbeordnungen liegen in der des Rechts und ſeiner geſchichtlichen Entſtehung, wie bei Savigny, Hugo, 
Colliſion der Freiheit des Einzelnen zum unbeſchränkten Gebrauche ſeiner Eichhorn, Puchta u. ſ. w, ſich gezeigt hat, obgleich dieſe Männer ſelbſt 
Kräfte, mit der Sicherung des Publicums gegen ſchlechte Waare oder nur unvollkommen ſich darüber Rechenſchaft zu geben wußten. Wenn 
Arbeit und mit der Gemeinſamkeit der Intereſſen der ein einzelnes alle rechtlichen Einrichtungen aus einem Ausgleiche widerftreitender 
Gewerbe Betreibenden, welche zu einer Verbindung und Ordnung der⸗ Principien hervorgehen und dieſer Ausgleich nicht ſachlich zu begründen 
ſelben treibt, die die Freiheit des Einzelnen beſchränken muß. Im iſt, ſondern nur aus den Gefühlen ſich ableitet, und wenn er und 
Mittelalter, wo die Concurrenz noch gering und dabei der Schutz der folgeweiſe das Geſetz nur richtig iſt, ſofern es der Stärke dieſer in 
Staatsgewalt nur ſchwach war, verknüpfte ſich das ſtärkere Gefühl mit einem Volke zu einer beſtimmten Zeit beſtehenden, mit den Principien 
den beiden letzteren Principien und es entſtanden die Zünfte; in der verknüpften Gefühle entſpricht, ſo erhellt, daß das richtige Maß dieſes 
Gegenwart iſt dagegen das Gefühl für die perſönliche Freiheit hier, wie Ausgleichs durch die allmälige Herausbildung des Rechts aus der Ge⸗ 
auf den meiſten Lebensgebieten, das ſtärkere geworden und deßhalb ift | wohnheit ſicherer getroffen werden werden muß, als durch den einzelnen 
die Zunftverfaſſung gefallen; aber doch nicht ganz; man hat mehr oder Act eines Geſetzgebers oder Parlaments. Bei dem Gewohnheitsrecht 
weniger auch Schranken im Jutereſſe der beiden letzteren Brineitien bei⸗ geht das Recht aus dem Volke unmittelbar, oder aus dem Rechtſprechen 
behalten, da kein Princip die andern ganz verdrängen kann. Die Gewerbe⸗ der Gerichte, oder den Edicten der Prätoren, oder den Ausſprüchen 
ordnungen werden nie eines jener Prineipien ganz ignoriren können; gelehrter Juriſten hervor; es geht hier immer ein vielfaches und 
aller Unterſchied derſelben im Laufe der Zeiten kommt nur daher, daß läugeres Probiren der feſten Geſtaltung des Rechtsſatzes oder der 
die Stärke der Gefühle, welche ſich mit dieſen Principien im Volke Inſtitution vorher; man hat dadurch an dem Erfolge das ſichere Mittel, 


zu erſehen, ob die verſuchte Ausgleichung der Principien den Intereſſen 
und Gefühlen der Betheiligten und des Volkes entſpricht, und erſt all⸗ 
mälig gelangt man auf dieſe vorſichtige und umſichtige Weiſe zu der⸗ 
jenigen Geſtaltung, welche dieſe Bedingung für dieſes Volk und dieſe 
Zeit am beſten erfüllt. Indem dieſe Geſtaltung dann von dem Volke 
ſelbſt inſtinetiv zu einem Rechtsſatze erhoben wird, liegt darin unmittel⸗ 
bar das Zeugniß des Volkes ſelbſt, daß der Satz dieſe Bedingung 
erfüllt. Alle dieſe Garantien fehlen den legislatoriſchen Acten der geſetz⸗ 
gebenden Gewalten. Die größte Gelehrſamkeit und aller Reichthum des 
Wiſſens, den ein Parlament oder Staatsrath in ſich vereinigt, reichen 
hier nicht aus, weil die wahre Löſung nicht aus dem Gebiete des 
Wiſſens, ſondern aus dem des Gefühls entnommen werden muß. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zuläſſigkeit der Verwendung von Privattechnikern als behördliche 
Sachverftändige bei Waſſerbau⸗Commiſſionen. 


Eine Bezirkshauptmannſchaft in Schleſien verwendete Privattech⸗ 


niker zur Ermittelung der zuläſſigen Waſſerſtandshöhe bei Triebwerken 


und Stauanlagen, nahm insbeſondere zu dieſem Geſchäfte Bahningenieure. 
Sie that dies namentlich aus dem Grunde, weil geprüfte Civilingenieure 
nicht zu haben und die techuiſchen Beamten durch anderweitige 
Berufsgeſchäfte *) verhindert waren. 

Gegen eine ſolche Verwendung von Privattechnikern proteſtirte 
die Domainenkammer in ..., da dieſes mit dem Waſſerrechtsgeſetze 
nicht vereinbarlich erſcheine und derlei Amtshandlungen bei einem all⸗ 
fälligen Rechtsſtreite angefochten werden könnten. Allein die Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft und die Landesſtelle wieſen den Proteſt als unbe⸗ 
gründet zurück, weil das Waſſerrechtsgeſetz die Qualification eines 
Staatsbeamten bei den zu ſolchen techniſchen Amtshandlungen zu ver⸗ 
wendenden Sachverſtändigen nicht fordere. 

Dawider recurrirte die Domainenkammer und ſuchte zu deduciren, 
daß auf die Staumaßſetzung nicht $ 84) des ſchleſiſchen Waſſerrechts⸗ 
geſetzes, ſondern nur die Verordnung vom 20. December 1872 anzu⸗ 
wenden ſei und daß aus § 10 und 12 * dieſer Verordnung, ſowie 
aus der mit Landesgeſetz vom Jahre 1861 erfolgten Einführung des 
Inſtituts der autoriſirten Civilingenieure folge, daß, wo nicht letztere 
in Verwendung kommen, Staatstechniker zu verwenden ſeien, was in 
einem ſo wichtigen Geſchäfte wie dem in Frage ſtehenden um ſo mehr 
der Fall ſei. > \ 

Indeſſen das k. k. Ackerbauminiſterium wies laut Erlaſſes vom 
13. December 1876, 3. 13687, den Recurs in der Erwägung zurück; 
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| viglio im Königreiche Italien im Jahre 1828 geboren und im Jahre 1850 
zu Bergamo zum Militär abgeſtellt wurde, konnten bei der Zuweiſung die 
Punkte 1 und 3 des § 19 nicht berückſichtigt werden und müßte die Zuweiſung 
entweder nach Punkt 2 des $ 19 des Heimatgeſetzes zu dem längſten Aufent⸗ 
haltsorte oder falls ein ſolcher nicht zu conſtatiren wäre, nach Punkt 4 des 
$ 19 zu jener Gemeinde, in der das Heimatsrecht zur Frage kam, erfolgen 

Die bezüglich des längſten Aufenthaltes gepflogenen Recherchen 
ergaben daß Joſef C. ſeit ſeiner mit Allerhöchſter Entſchließung vom 
4. December 1869 laut des Reichskriegsminiſterialerlaſſes do. 10. 
December 1869, Abth. I. Nr. 10 113 mit dem Charakter eines k. k. 
Oberlieutenants ad honores erfolgten Penſionirung, von welchem Zeit— 
punkte an C. ſeinen Aufenthalt freiwillig nehmen konnte, 19 Monate 
zu Stein in Nieder-Oeſtecreich, ſodann 9 Monate zu Krems, ſodann 
über 7 Monate zu Klagenfurt, 6 Monate in Görz, 5 Monate in 
Trieſt u. ſ. w. ſich aufgehalten hat. 

Mit Rückſicht auf die längſte Dauer ſeines Aufenthaltes in Stein 
hat die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Krems ddo. 25. November 
1875 den Joſef C. nach Stein zugewieſen. Gegen dieſe Entſcheidung 
recurrirte die Gemeinde Stein. 

Die k. k. nieder⸗öſterr. Statthalterei erhob, daß C. wohl während 
der oben angegebenen Zeiträume in Stein und Krems ſeinen Wohnſitz 
gehabt, ſich aber nicht ununterbrochen in dieſen beiden Städten 
aufgehalten habe. (Punkt 2 des § 19 des Heimatgeſetzes). Dieſer Anz 
forderung entſprach aber der nächſt längſte Wohnſitz des C., nämlich 
zu Klagenfurt, da ſelber ſich laut Note des dortigen Magiſtrates vom 
24. Juli 1875 ebendaſelbſt im Jahre 1872 vom Monate April bis 
October aufgehalten hat. Es wurde demnach von der k. k. n. 6. 
Statthalterei an die k. k. Landesregierung in Klagenfurt das Anſuchen 
um Zuweiſung der Eheleute C. nach Klagenfurt geſtellt und dieſes 
Anſuchen damit begründet, daß für eine Zuweiſung nach Stein oder 
Krems alle Anhaltspunkte fehlen, indem aus den unglaubenswürdigen 
und ſich widerſprechenden Ausſagen der Eheleute C. nur ſo viel con⸗ 
ſtatirt werden könnte, daß ihr Aufenthalt in Krems und Stein ein 
unterbrochener geweſen, daß aber der Punkt 2 des § 19 des Heimat⸗ 
geſetzes ausdrücklich von ununterbrochenem Aufenthalte ſpreche, welches 
Wort in obgenanntem Geſetze ſtreng von „Wohnſitz“ geſchieden ſei. 

Die k. k. Landesregierung in Klagenfurt wollte jedoch dieſe 
ſtrenge Scheidung nicht gelten laſſen und meinte, es müſſe um einen 
Aufenthalt für unterbrochen anſehen zu können, zugleich die Abſicht 
der ſörmlichen Niederlaſſung an einem anderen Orte zu Tage treten. 

„Das Miniſterium des Innern hat bei den divergirenden Anſchau⸗ 
ungen zwiſchen der Statthalterei und Landesregierung unterm 22. Oe⸗ 
tober 1876, Z. 13.883 dem Recurſe der Gemeinde Stein gegen die 
bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung vom 25. November 1875 im 


| 


„erſtlich, daß weder aus den Beſtimmungen des Waſſerrechtsgeſetzes, noch Grunde des § 40 (letztes Alinea) des bezeichneten Geſetzes keine Folge 
aus der Verordnung über die Setzung der Staumaße, noch endlich aus gegeben und das angefochtene Erkenntniß beſtätigt, „weil Joſef C. ſich 
anderen Normen die ausſchließliche Verwendung von Staatstechnikern ſeit feiner im December 1869 ſtattgefundenen Peuſionirung bis zu dem 
oder autoriſirten Civilingenieuren als Sachverſtändige in Angelegenheiten Zeitpunkte, in dem die Frage feiner Zuſtändigkeit anhängig gemacht 


des Waſſerrechts abgeleitet werden könne, ſodann daß eine diesfällige 
Verwendung der Staatstechniker, ſoweit die vorhandenen Kräfte aus⸗ 
reichen, ohnehin verfügt werde, endlich daß es ja auch den Parteien frei⸗ 
ſtehe, um ſolchen Amtshandlungen die Sicherheit eines richtigen techni⸗ 
ſchen Vorganges zu verſchaffen, ſich durch Techniker vertreten zu laſſen 
oder Techniker als Beiräthe zuzuziehen.“ E — e 


worden iſt, am längſten und zwar vom November 1869 bis zum Juli 
1871 in Stein freiwillig aufgehalten hat und die zeitweilige kurze 
Entfernung aus dieſem Aufenthalte, beziehungsweiſe Wohnorte in der 
bethätigten Abſicht, denſelben nicht zu verlaſſen, nicht als eine Unter⸗ 
brechung im Sinne des § 19 Abſatz 2 des Heimatgeſetzes vom 3 De⸗ 
cember 1863, R. G. Bl. Nr. 105 angeſehen werden kann.“ 

W. 


Die zeitweilige Abweſenheit aus einem Aufenthaltsorte kann 


nicht als eine Unterbrechung des Aufenthaltes im Sinne Punkt 2 
des $ 49 des Heimatgeſetzes angeſehen werden. 


Eingeleitete Erhebungen ergaben, daß die Eheleute C. als heimat⸗ 
los im Sinne der §8 18 und 19 des Heimatgeſetzes einer Gemeinde 
zugewieſen werden müſſen. Da Joſef C. im Auslande, nämlich zu Tre⸗ 


) Im Recurſe wurde geſagt, daß die techniſchen Beamten als ſtaatsauwalt⸗ 
ſchaftliche Functionäre bei den Bezirksgerichten verwendet würden. 
) Im 8 84 des ſchleſ. W. G. iſt von „Sachverſtändigen“ überhaupt die Rede. 
wer) Die Beſitzer der Triebwerke und Stauanlagen haben den Zeitpunkt der 
beabſichtigten Aufſtellung des Staumaßes der politiſchen Bezirksbehörde recht⸗ 
zeitig anzuzeigen, welche letztere, wenn ſie nach Maßgabe der Wichtigkeit der 
eintretenden Intereſſen die Leitung des Aufſtellungsacts nicht ſich ſelbſt 
vorbehält, zur diesfälligen Intervenirung die Ortspolizeibehörde anzuweiſen 
hat. In dieſem Falle hat die Aufſtellung jedenfalls unter Beiziehung eines 
behördlich autoriſirten Civilingenieurs zu geſchehen. 
liche Ueberwachung ($ 12.) 


| Weſen und Bedingung der Auswanderung. 


. . . (8 10); ſtaatsbehörd⸗ 


| Ehehinderniß F 3 a. b. G. B. 

Eine zwiſchen öſterreichiſchen Staatsbürgern im Auslande einge⸗ 
gangene, nach den Geſetzen des Auslandes giltige Ehe erzeugt 
nur dann rechtliche Wirkungen im Inlande, wenn die Brautleute 
nach öſterreichiſchem Nechte die perſönliche Fähigkeit zur Ehe: 

fchließung beſaßen. 


| Johann P., am 29. October 1839 zu Cormons im Görzer Kreiſe 
geboren, empfing am 21. und 28. Auguſt und 30. October 1859 die 
höheren Weihen, wurde Pfarrcooperator in ſeiner Vaterſtadt und kam 
hierauf in dieſer Eigenſchaft nach Grado. Im Jahre 1863 lernte er in 
Cormons die am 13. Auguſt 1840 dort geborene Dominica C. kennen, 
welche ſich auf ſein Zureden im Jahre 1868 nach Venedig begab, 
wohin er ihr nachfolgte. Er trat dortſelbſt zur evangeliſchen Religion 
über und wurde am 10. April 1868 in das Verzeichniß der Mitglieder 
der evangeliſchen Gemeinde als deren wirkliches Mitglied eingetragen. 


Allein bald trat er aus dieſer Kirche wieder aus, worauf der Kirchen⸗ 
rath in der Verſammlung vom 1. October 1868 ihn aus dem Ver⸗ 
zeichniſſe der Religionsgenoſſen zu ſtreichen beſchloß. Er ward wieder 
Katholik, ſchloß am 29. October 1868 im Amte des Civilſtandes in 
Mailand die Ehe mit Dominica C., kehrte am 3. März 1869 mit 
ihr nach Oeſterreich zurück und wohnte ungefähr vier Monate bei deren 
Eltern in Cormons, worauf er neuerdings in den geiſtlichen Stand 
eintrat, einige Zeit im Kapuzinerkloſter zu Görz verweilte, und endlich 
als Miſſiopär nach Auſtralien reiste. 

dieſer Ehe waren zwei Kinder entſproſſen: ein Knabe, der 
aber todt auf die Welt kam, und ein Mädchen, welches in Mailand 
auf den Namen Eugenia Elvira getauft und bei der ſpäter erfolgten 
Rückkehr der Eltern nach Oeſterreich dortſelbſt zurückgelaſſen wurde. 
Johann P., von dem Gemeindeamte in Cormons, nach ſeiner Rückreiſe 
dahin, vernommen, erklärte, er erachte, er ſei öſterreichiſcher Unterthan. 
Die Gemeinde Mailand machte in der Folge eine Forderung von 106 
Francs für die Verpflegung des dort zurückgebliebenen Kindes geltend 
und verlangte gleichzeitig, daß die Eltern zur Uebernahme des Kindes 
aufgefordert werden ſollten, worauf die um ihre Vermittlung angegangene 
italienische Geſandtſchaft in Wien ſich an das k. und k. Miniſterium 
der auswärtigen Angelegenheiten wendete. Die Sache wurde der küſten⸗ 
ländiſchen Statthalterei zur geeigneten Verfügung übermacht. Dieſe 
erſuchte mit Note vom 20. Juni 1871, 3. 4512, im Sinne des 8 37 
des Geſetzes, betreffend die Regelung der Heimatsverhältniſſe, vom 3. 
December 1863, Nr. 105 R. G. Bl., das Landesgericht in Trieſt, 
über die eheliche oder außereheliche Geburt des vorerwähnten Kindes 
zu entſcheiden, worauf dieſes erwiederte, es müſſe das geſetzliche Verfahren 
auf Unterſuchung der Giltigkeit oder Ungiltigkeit der von Johann P. 
und Dominica C. geſchloſſenen. Ciwilehe eingeleitet und darüber mit 
Urtheil erkannt werden, wozu aber das k. k. Kreisgericht in Görz 
berufen ſei. Ueber Bericht des letzteren erkannte jedoch das k. k. Ober 
landesgericht in Trieſt mit Verordnung vom 3. Auguſt 1871 Z. 4081, 
es ſei das k. k. Landesgericht in Trieſt in der Sache zuſtändig und 
verordnete demſelben, von Amtswegen zu verfahren und zu erkennen. 
Es wurde ſohin Dr. T. zum Curator des abweſenden Johann P., Dr. C. 
zum Vertheidiger des Ehebandes, und Dr. V. zum Curator der minder⸗ 
jährigen Eugenia Elvira beſtellt. — 

Sowohl Dominica C., als auch der Vertheidiger des Ehebandes 
und der Curator der Eugenia Elvira behaupteten die Giltigkeit der Ehe: 
denn Johann P. und Dominica C. ſeien zur Zeit der Eingehung der 
Ehe italieniſche Unterthanen geweſen, daher italieniſche Gerichte allein 
über den Rechtsbeſtand dieſer Ehe zu entſcheiden berufen ſeien; Johann 
P. ſei damals Mitglied der evangeliſchen Religionsgeſellſchaft, ſomit 
nicht mehr katholiſcher Prieſter, ja nicht einmal Katholik, und darum 
auch nicht den Satzungen der katholiſchen Kirche unterworfen geweſen. 
Die Behauptung, er ſei vorher bereits zu dieſer Kirche zurückgetreten, 
ſei nicht erwieſen. Das italieniſche bürgerliche Geſetzbuch kenne nicht das 
Ehehinderniß der höheren Weihen. Es wurden die in Italien vorge⸗ 
ſchriebenen Vorſchriften beobachtet, die Ehe ſei demnach giltig und rechts⸗ 
wirkſam. Da im gegebenen Falle das italieniſche Geſetz maßgebend ſei, 
müſſe dieſe Ehe auch in Oeſterreich für giltig erklärt werden. — Dagegen 
begehrte der Curator des abweſenden Johann P., es ſei die Ehe für 
ungiltig zu erklären, weil dieſer zur Zeit der Eheſchließung öſterreichi⸗ 
ſcher Unterthan geweſen, ſich zur katholiſchen Religion bekannt und nach 
§ 63 a. b. G. B. zur Eingehung emes Ehevertrages unfähig geweſen ſei. 

Mit Urtheil vom 1. December 1875, 3. 9423, ward die Ehe 
vom k. k. Landesgerichte in Trieſt für ungiltig erklärt. 

Ueber die von dem Vertheidiger des Ehebandes ergriffene Appel⸗ 
wation beſtätigte das k. k. küſtenländiſche Oberlandesgericht in Trieſt 
mit Urtheil vom 13. Jänner 1876, 3. 4714, das erſtrichterliche Er⸗ 
kenntniß in Weſenheit aus den von der erſten Inſtanz angeführten 
Gründen. 

Auch der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Urtheil vom 
16. Mai 1876, 3. 4663, über die außerordentliche Reviſionswerbung 
des Vertheidigers des Ehebandes die angefochtenen unterrichterlichen 
Erkenntniſſe, und zwar aus den nachſtehenden die Gründe der unteren 
Inſtanzen zuſammenfaſſenden Gründen: „Dadurch, daß Johann P. im 
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Jahre 1868 nach Italien überſiedelte, verlor er nicht die jchon vermöge 


der Geburt im Sinne des $ 28 a. b. G. B. von ihm erworbene 
öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft, denn die in dem durch das Staats⸗ 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


4 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


grundgeſetz vom 21. December 1867, Nr. 142 R. G. Bl. nicht auf⸗ 
gehobenen $ 1 des kaiſerl. Patentes vom 24. März 1832, Z. 2557 
J. G. S., enthaltene Bedingung, unter welcher allein ein Abweſender 
als ausgewandert angeſehen werden darf, trifft hier nicht zu. Darum 
muß die Giltigkeit der am 29. October 1868 zwiſchen Johann P. und 
Dominica C., ebenfalls einer böſterreichiſchen Staatsbürgerin, in deut 
Amte des Civilſtandes der Stadt Mailand eingegangenen Ehe in Betreff 
der perſöulichen Fähigkeit, einen Ehevertrug ſchließen zu dürfen, nach 
dem öſterreichiſchen Geſetze beurtheilt werden, ($ 4 a. b. G. B.). Nun, 
iſt es aber unwiderleglich erwieſen, daß im Auguſt und October 1859 
Johann P, die höheren Weihen empfing, ſo daß der Giltigkeit der er⸗ 
wähnten Ehe das im § 63 a. b. G. B. aufgeſtellte trennende Hinder- 
niß der höheren Weihen entgegenſteht. Wenn auch Johann P., 
zufolge Erklärung des Paſtors der italieniſchen evangeliſchen Genoſſen⸗ 
ſchaft vom 11. Juni 1875, am 10. April 1868 zum evangeli⸗ 
ſchen Religionsbekenntniſſe, wozu er kraft des bezogenen Staats⸗ 
grundgeſetzes zweifelsohne berechtigt erſcheint, übergetreten war, ſo ver- 
mochte der Austritt aus der katholiſchen Kirche, ſelbſt wenn dieſer mit 
Beobachtung der damals in Wirkſamkeit geweſenen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften erfolgt wäre, dennoch nicht das dem Stande des Johann P 
anhaftende öffentliche Ehehehinderniß zu beheben (88 63, 94 a. b. G. 
B.). Ja dieſes Hinderniß hätte auch dann noch beſtanden, wenn Johann 
P. zur Zeit der Eheſchließung noch nicht zur katholiſchen Kirche zurück— 
getreten geweſen wäre, ſei es, weil er aus dem Geſetze vom 25. Mai 
1868, Nr. 49 R. G. Bl., nicht die Fähigkeit erlangte, einen Ehe⸗ 
vertrag eingehen zu können, ſei es, weil durch das Geſetz vom 25. 
Mai 1868, Nr. 47 R. G. Bl., die von dem bürgerlichen Geſetzbuche 
aufgeſtellten Ehehinderniſſe aufrecht erhalten wurden. Da nun dieſes 
Ehehinderniß nicht behoben werden kann, ſo erſcheinen die geſchöpften 
unterrichterlichen Erkenntniſſe vollkommen gerechtfertigt. Sie mußten 
daher beſtätigt werden.“ 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem techniſchen Referenten der Direction für Staats⸗ 
eiſenbahnbauten Hanns Plank und dem Oberingenieur Karl Herrmann jedem 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionschef im Finanzminiſterium Dr. Joſef 
Ritter v. Bezeenh taxſrei den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande des Miniſt.-Rechnungs⸗Departements 
im Handelsminiſterium, Regierungsrathe Heinrich Borutzky taxfrei den Orden 
der eiſernen Krone dritter Claſſe, dem Rechnungsrathe Raimund Pöß! das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens und dem Rechnungsrevidenten desſelben Mi⸗ 
niſteriums Johann Hawliſch das goldene Verdienstkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe bei der oberöſterreichiſchen 
Statthalterei Alexander Ritter v. Mor zu Sunegg und Morberg den 
Titel eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der k. k. Familienfondsgüter⸗Direetion an⸗ 
geſtellten Bau⸗Ingenieur Ludwig Richter den Titel eines Oberingenieurs und 
dem Ingenieuradjuncten derſelben Direction Theodor Jachimowicz den Titel 
eines Ingenieurs verliehen. 
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Erledigungen. 


Amtsbl. Nr. 296.) 


Soeben iſt in Commiſſion bei der k. k. Hof⸗ und Staatsdruckerei in Wien 
(Siugerſtraße Nr. 26) erſchienen und durch den Verlag derſelben, ſowie durch 
alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Geſchäfts⸗ N 


Iormerkblätter 
Vormerkhlätter⸗ 
für das Jahr 1877. — 
V. Jahrgang. 
Mit Stempelſealen, Intereſſen⸗, Gehalt⸗ und Lohnberechnungs⸗, Maß⸗ und 
Gewichts⸗, ſowie Münzvergleichungs⸗Tabellen und einer Ueberſicht der im Jahre 
1877 ſtattfindenden Ziehungen ber an der Wiener Börſe notirten Staats- und 
Privat⸗Lottvanlehen. 
Groß⸗Octav. Steif broſchirt. 6 Bogen. 30 kr. ö. W. 


